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Einleitung 

Die Freiheit des Einzelnen zählt zu den Maximen der europäischen Werte-
gemeinschaft. Auf ihr basiert die Etablierung des europäischen Binnen-
marktes. Dieser stellt einen der Grundpfeiler der europäischen Integration 
dar und sichert die Freiheit, europäische Landesgrenzen zu überschreiten. 
Als zentrales Ziel der Europäischen Union wurde der europäische Bin-
nenmarkt im Jahr 1993 verwirklicht. Er baut Handelshemmnisse ab, stärkt 
die Europäische Union als Wirtschaftsstandort und fördert den Wohlstand 
und die kulturelle Vielfalt. Erreichbar werden diese Ziele durch den freien 
Verkehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital.1 Obgleich der 
europäische Binnenmarkt in seiner jungen Geschichte erfolgreich etabliert 
wurde, ist das Potential des Binnenmarktes noch nicht ausgeschöpft. Da-
rauf verweist der Bericht der Kommission „Der Binnenmarkt in den Augen 
der Bevölkerung“ vom 16.8.2011.2 Er dokumentiert die Zurückhaltung, 
aufgrund der Ungewissheit über die anzuwendenden Rechtsvorschriften, 
Internet-Einkäufe bei ausländischen mitgliedstaatlichen Verkäufern zu täti-
gen. Diese Problematik findet ihre Fortsetzung im Bereich des außerver-
traglichen Schuldrechts. So ist denkbar, dass ein mangelhaftes Produkt aus 
dem Ausland zu einem Schaden an anderen Rechtsgütern des Käufers führt 
und damit außervertragliche Ansprüche entstehen. Mangels eines einheitli-
chen internationalen Sachrechts müssen sich die am Rechtsstreit beteilig-
ten Personen vor diesem Hintergrund mit der Frage auseinandersetzen, 
welches Recht auf ihre gegenseitigen Ansprüche anzuwenden ist. Die Er-
mittlung des anwendbaren Rechts anhand des Internationalen Privatrechts 
ist aufgrund des Fachvokabulars, fremder Rechtsinstitute und der Vielzahl 
unterschiedlicher Vorschriften für den Rechtsanwalt und Richter regelmä-
ßig mit großen Schwierigkeiten verbunden. Um hier Abhilfe zu schaffen, 
wird in dieser Arbeit die Möglichkeit untersucht, eine Rechtswahlvereinba-
rung für das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anwendbare Recht 

                                                           
1 Vgl. Art. 26 AEUV (ex Art. 14 EGV).  
2 COM SEC (2011) 1003 final, Commission Staff Working Paper, The Single Market 

through the lens of the people: A snapshot of citizens' and businesses' 20 main concerns 
vom 16.8.2011, abrufbar unter: <http://ec.europa.eu/internal_market/strategy/docs/20 
concerns/SEC2011_1003_en.pdf>, Stand: 22.03.2012.  
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zu treffen. Die Frage des anwendbaren Rechts ist von besonderer Bedeu-
tung, weil das Ergebnis der Rechtsermittlung häufig Einfluss auf den Aus-
gang eines gerichtlichen Verfahrens hat. Erschwert wurde die Ermittlung 
des anwendbaren Rechts anhand objektiver Kollisionsnormen bislang 
dadurch, dass jeder Staat sein eigenes Internationales Privatrecht anwende-
te, sodass die Vorhersehbarkeit des anzuwendenden Rechts stark getrübt 
war. Zur einfacheren Ermittlung des anwendbaren Rechts und zur damit 
einhergehenden Stärkung des Binnenmarktes hat der europäische Gesetz-
geber das Internationale Schuldrecht neu kodifiziert. Während für Sach-
verhalte bis zum 17.12.2009 bzw. bis zum 11.01.2009 die nationalen Vor-
schriften des Internationalen Privatrechts Anwendung fanden, gelten nun-
mehr für das Teilgebiet des internationalen Schuldrechts universell die 
Rom I3- und Rom II4 -Verordnungen. Diese sind an die Vereinheitlichungs-
bemühungen des Internationalen Zivilprozessrechts, die insbesondere in 
der Verordnung über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
(EuGVO) realisiert wurde, angelehnt. 

Im Zuge der Harmonisierung des Kollisionsrechts hat der europäische 
Gesetzgeber eine Regelung zur Parteiautonomie geschaffen, wonach die 
Parteien das auf ein Schuldverhältnis anwendbare Recht frei wählen kön-
nen. Während das vertragliche Schuldrecht bereits in Art. 3 EVÜ eine eu-
ropäische Regelung vorsah, die nunmehr durch den weitgehend identi-
schen Art. 3 Rom I-VO ersetzt wurde, existierte für das außervertragliche 
Schuldrecht bislang keine einheitliche Regelung der Parteiautonomie. Mit 
der Kodifikation des Art. 14 Rom II-VO sind die Parteien unter bestimm-
ten Voraussetzungen dazu in der Lage, vor und nach Eintritt des schadens-
begründenden Ereignisses das auf ein außervertragliches Schuldverhältnis 
anwendbare Recht zu wählen. Die Ausübung der Rechtswahl ermöglicht 
den Parteien, Rechtssicherheit über das anwendbare Recht zu erzielen. 
Wählen die Parteien etwa das Sachrecht der lex fori, können sie auf diese 
Weise eine deutliche Verfahrensverkürzung erreichen, da zum einen eine 
etwaige Sprachproblematik umgangen und zum anderen die Einholung ei-
nes kostenintensiven Rechtsgutachtens vermieden werden kann.5 Für sie 
spricht ferner, dass die Qualität der Entscheidung höher bzw. die Fehler-
quote bei der Wahl des richterlichen Heimatrechts geringer ist.6 Die Ent-
scheidung ergeht folglich leichter, schneller und zuverlässiger. Ferner kann 
                                                           

3 Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I). 

4 Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates  vom 
11. Juli 2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht 
(Rom II). 

5 Oschmann, in: FG Sandrock, 1995, S. 25, 26 f.  
6 Vgl. Mankowski, RIW 2003, 2, 3 ff. 
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durch die Wahl der lex fori, zumindest im deutschen Prozess, die Revisibi-
lität des anwendbaren Rechts sichergestellt7 und die Furcht vor der An-
wendung fremden Rechts beseitigt werden.8 Sofern die Parteien sich nicht 
auf ein anwendbares Recht einigen können, kann auch die „Wahl eines so 
genannten ‚neutralen Rechts‘ als Kompromiss zwischen den widerstreiten-
den Rechtsanwendungsinteressen der Vertragsparteien gelten.“9  

Die Schwäche des Kollisionsrechts liegt in seiner Abhängigkeit von der 
lex fori. Dies spiegelt sich auch in Art. 14 Rom II-VO wider. Eine Aus-
übung der Rechtswahl kann sinnvollerweise nur erfolgen, wenn sie grenz-
überschreitend einheitlichen Voraussetzungen unterliegt. Ist der Sachver-
halt sowohl mit einem Mitgliedstaat als auch mit einem Drittstaat verbun-
den, richtet sich die Anwendbarkeit des Sachrechts mittelbar nach dem 
Gerichtsort. Haben die Parteien keine Gerichtsstandsvereinbarung getrof-
fen, ist aufgrund der möglichen unterschiedlichen Ausgestaltung der Kolli-
sionsnormen das anwendbare Recht davon abhängig, wer zuerst Klage er-
hebt. Wollen die Parteien nach Entstehung eines außervertraglichen 
Schuldverhältnisses das anwendbare Recht in Erfahrung bringen und 
kommen mehrere Gerichtsstände in Betracht, deren lex fori unterschiedli-
che Kollisionsnormen beinhalten, ist das anwendbare Recht bis zum Ab-
schluss einer wirksamen Gerichtsstandsvereinbarung bzw. der Klageerhe-
bung nicht ermittelbar. Allerdings unterliegen die Voraussetzungen für den 
wirksamen Abschluss einer Gerichtsstandsvereinbarung ihrerseits der lex 
fori. Die Grenzen vertraglicher Vereinbarungen über das außervertragliche 
Schuldverhältnis sind mithin nicht feststellbar.10 Diese Rechtsunsicherheit 
aufgrund mangelnder Vorhersehbarkeit des anwendbaren Rechts kann 
durch den Abschluss einer Rechtswahlvereinbarung vermieden werden.11 
Voraussetzung ist hierfür indes, dass über die Wirksamkeit der Rechts-
wahlvereinbarung Sicherheit besteht. Hierzu hat die europarechtliche 
Harmonisierung des Internationalen Schuldrechts einen großen Beitrag ge-
leistet. Allerdings besteht im Verhältnis zu Drittstaaten ohne den Abschluss 
                                                           

7 Die Revisibilität ausländischen Rechts vor deutschen Gerichten befürwortend Aden, 
RIW 2009, 475�ff.; Hess/Hübner, NJW 2009, 3132�ff.; Eichel, IPRax 2009, 389�ff.; Hau, 
FamRZ 2009, 821, 824; ablehnend BGHZ 48, 214, 216; BGH NJW 1988, 647; BGH 
NJW 1988, 3090, 3091; BGH NJW-RR 1996, 732; BGH NJW 1998, 1321; BGH NJW-
RR 2004, 308; Sturm, JZ 2011, 74 ff.; Althammer, IPRax 2009, 381, 389; H. Roth, JZ 
2009, 585, 590; Ball, in: Musielak-ZPO, § 545 ZPO Rn. 7 m.w.N. 

8 Oschmann, in: FG Sandrock, 1995, S. 25, 28.  
9 Mankowski, RIW 2003, 2. 
10 Die Frage hat große Auswirkungen auf die Reichweite privatautonomer Vereinba-

rungen, da in manchen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen beispielsweise das gesamte 
Deliktsrecht als ius cogens eingestuft wird, vgl. G. Wagner, IPRax 2008, 1, 14.   

11 Leible, ZVglRWiss 97 (1988), 286, 289; Schack, in: FS Kegel, 2002,  S. 179, 190; 
W.-H. Roth, Versicherungsvertragsrecht S. 435; Oschmann, in: FG Sandrock, 1995,  
S. 25, 33 f.; Hohloch, in: FS Thue, 2007, S. 257, 263 f.; Kropholler, IPR, S. 297. 


